
Gremien
Zeitweiliger Beratender Ausschuss (ZBA)

Die Erarbeitung und Diskussion strategischer Ziele der 
Kommunalpolitik berührt alle Politikbereiche der Stadt. 

Dieser Prozess wird vom Zeitweiligen beratenden Aus-
schuss „Strategische Kommunalpolitik“ des Stadtrates der 
Stadt Leipzig maßgeblich begleitet. 

Ihm gehören neun Stadträte an. Er soll die weitere Fortent-
wicklung und Umsetzung der vorgelegten Konzeption auf 
die Haushaltsplanung unterstützen.

Methodik der Erarbeitung 
Prioritätensetzung

Mit der Defi nition strategischer Ziele der Kommunalpoli-
tik können Prioritäten für die Haushaltsplanung gesetzt 
werden. Das Entscheidungskriterium ist dabei der jeweilige 
Beitrag der Aufgabe zur Umsetzung der strategischen 
Ziele.

Im nächsten Schritt werden einzelne fachbezogene und 
messbare (Unter-)Ziele defi niert, die in einem überschau-
baren Zeitraum auf der Grundlage der Konzentration auf 
strategisch wichtige Handlungsfelder der Stadt zu errei-
chen sind und an denen sich städtische Haushaltspolitik 
messen lassen muss.

Zusätzliche Prüfung der Pfl ichtigkeit der Aufgaben 

Alle Aufgaben werden zusätzlich daraufhin überprüft, auf 
welcher gesetzlichen Grundlage sie erfolgen, welchen 
Ermessensspielraum und Freiheitsgrad die Stadt Leipzig 
hinsichtlich ihrer Verpfl ichtung zur Umsetzung (Pfl ichtig-
keit) und der umzusetzenden Standards hat und ob die 
Aufgaben als Dienstleistungen der Stadtverwaltung im 
externen und internen Dienstbetrieb unverzichtbar sind. 

Je nach Beurteilung und Entscheidung resultieren Einspa-
rungen fi nanzieller und personeller Art. 

Sachverständigenforum (SVF)

Die Beratungs- und Unterstützungsaufgaben des SVF 
betreffen insbesondere die Refl exion des strategischen 
Konzeptes und des Zielsystems, die Empfehlungen zu 
vorrangigen politischen Handlungsfeldern und Aufgaben 
der Stadt mit Bezug auf die einzelnen Ziele und deren 
Gewichtung für die Haushaltsplanung.

Das SVF setzt sich aus 16 Bürgern unserer Stadt zusam-
men, die die kommunalen Politikfelder und die Leipziger 
Bevölkerung breit repräsentieren. Dem SVF gehören keine 
klassischen Verbandsvertreter und keine Mitarbeiter der 
Stadtverwaltung und ihrer Einrichtungen an. 

Es arbeitet auf der Basis von Informationen, die durch die 
Verwaltung und im Rahmen der Offenen Werkstatt erar-
beitet werden. Die Ergebnisse werden im Frühjahr 2005 in 
einem Bericht dem Oberbürgermeister und dem Stadtrat 
übergeben.

Zusammenarbeit ZBA und SVF

Die beiden Gremien tagen abwechselnd. Die Ergebnisse 
des SVF werden in der darauf folgenden Sitzung des ZBA 
aufgenommen und diskutiert. Der Abschlussbericht des 
Sachverständigenforums geht in die Arbeit des ZBA ein.
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Strategische Kommunalpolitik 

Leipzig positioniert sich als Stadt mit 
internationalem Anspruch und europäischer 
Geltung im globalen und nationalen 
Wettbewerb 

Leipzig stellt sich den damit verbundenen 
strategischen Aufgaben

Durch die aktuelle Haushaltslage ist es 
notwendig, politische und fi nanzielle 
Schwerpunkte neu zu gewichten

Nur mit dieser Prioritätensetzung bei 
gleichzeitiger Sicherung der Substanz 
und Grundqualität der Stadt lassen sich 
neue Handlungsspielräume gewinnen

So kann auch in Zukunft die weitere 
Entwicklung der Stadt und damit die 
Lebensqualität der Bürgerinnen und 
Bürger gewährleistet werden

Stadt Leipzig



Ausgangssituation
Die Finanzmittel, mit denen Bund, Länder und Kommunen 
wirtschaften können, werden vor dem Hintergrund schwin-
dender Steuereinnahmen und steigender Sozialausgaben 
immer geringer. Die Schere zwischen der Einnahmen- und 
Ausgabenseite öffnet sich auch in Leipzig immer weiter.

Ein Großteil des ca. 1,2 Mrd. € umfassenden städtischen 
Haushalts ist für gesetzlich vorgeschriebene Pfl ichtaufga-
ben wie z.B. die Jugend- und Sozialhilfe gebunden. Bei 
den Mitteln, die für sog. freiwillige Aufgaben wie z.B. die 
Sportförderung zur Verfügung stehen, muss ein Großteil 
der möglichen Einsparungen realisiert werden. 

Aktuell steht vor Leipzig ein Defi zit im Verwaltungshaushalt 
in Höhe von ca. 150 Mio. €.  

Zielfelder
Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit Leipzigs

Die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit und Attraktivität Leipzigs nach außen 
fördert auch die Lebensqualität der Stadt.

Um die weitere wirtschaftliche Entwicklung forcieren zu können, wird in 
den nächsten Jahren mit oberster Priorität auf die Stärkung der Wett-
bewerbsfähigkeit (im nationalen und internationalen Maßstab) und 
Attraktivität Leipzigs gesetzt. Erst im erfolgreichen internationalen 
Standortwettbewerb und mit der Stärkung der hiesigen Unterneh-
men werden sich neue, v.a. fi nanzielle Handlungsspielräume für 
zusätzliche kommunale Dienstleistungen 
ergeben können.

Zu diesem Zielfeld gehören z.B. die Industrie- 
und Gewerbeförderung, das Liegenschafts-
management etc.

 

Gewährleistung der elementaren Daseinsvorsorge 

Die Gewährleistung der elementaren Daseinsvorsorge für die Ein-
wohner ist vorrangig gegenüber den sonstigen vielfältigen Dienstleis-
tungen der Stadt. 

Dazu gehören diejenigen Aufgaben, die die wichtigsten Grundfunktionen 
einer Stadt darstellen und für ihr wirtschaftliches und soziales Leben unab-
dingbar sind. 

Leipzig ist u.a. verpfl ichtet, die unmittelbare Gefahrenabwehr für die Bevölkerung 
sicher zu stellen, die notwendige Infrastruktur zu schaffen und zu erhalten sowie 
grundlegende behördliche Dienstleistungen anzubieten. 

Hierzu gehören z.B. der Brand- und Katastrophenschutz, der Straßenbau, die Ver- und 
Entsorgung mit Wasser / Abwasser, Strom sowie der Betrieb von Schulen und Kitas etc.

Vor diesem Hintergrund wird der kommunalpolitische Ent-
scheidungsspielraum zwangsläufi g immer enger.

Zum Erhalt der Entscheidungs- und Handlungsfähigkeit ist 
eine konsequente Nutzung aller zur Verfügung stehender 
Möglichkeiten zur Einsparung und Effi zienzsteigerung nötig. 
Mit dem im Februar 2004 vom Stadtrat der Stadt Leipzig 
beschlossenen Konzept zur Strategischen Kommunalpolitik 
werden neue, innovative Ansätze zur Haushaltskonsolidie-
rung entwickelt und ausprobiert. 

Mittelfristig soll die politische Entscheidungsfi ndung über die 
Defi nition von nachvollziehbaren Prioritäten und Nachran-
gigkeiten unter Einbeziehung externer Sachverständiger 
offen diskutiert, defi niert und umgesetzt werden.

Ziel
Um die vorhandenen und notwendigen fi nanziellen Mittel 
und personellen Ressourcen für die strategische Ziel-
stellung einsetzen zu können, soll dem Stadtrat und dem 
Oberbürgermeister eine geeignete Darstellung des Ist-Zu-
standes und konzeptionelle Haushaltskonsolidierungsmaß-
nahmen entscheidungsfähig vorbereitet und in Form eines 
Abschlussberichts vorgelegt werden.

Mittels dieser strategischen Ziele wird das gesamte 
Aufgabenspektrum der Stadt Leipzig überprüft. Maßstab 
für die Bewertung ist dabei der jeweilige Beitrag der 
einzelnen Aufgaben zur Erreichung der Ziele.

Sicherung des „Erbes der Vorfahren“ 

Die die Stadt prägenden, unverwechselbaren und für die Gegenwart und 
Zukunft zu bewahrenden Leistungen, Werte und Objekte der vergan-

genen Jahrhunderte („Erbe der Vorfahren“) besitzen Priorität gegenü-
ber modischen Entwicklungen ohne nachhaltige Wirkung.

Hierzu gehören z.B. die bedeutendsten kulturel-
len Einrichtungen, die schönsten und wichtigsten 
Gebäude und Kunstgegenstände und andere 
einmalige Wahrzeichen, die aus Leipzig etwas 
Einmaliges machen.

Gewährleistung der fi nanziellen Grundsicherung für bedürftige 
Menschen

Die fi nanzielle Grundsicherung für die bedürftigen Menschen in der 
Bevölkerung hat Vorrang vor der generellen Besitzstandswahrung für 

alle Bevölkerungsgruppen. 

Leistungen der fi nanziellen Grundsicherung gehören zum Kernbestand der 
sozialen Kommunalpolitik und sichern die materielle Existenz der hier lebenden 

Menschen. Auf Leistungen der originären Grundsicherung besteht ein Rechtsan-
spruch, auf die der ergänzenden fi nanziellen Grundsicherung eine gesetzliche 
Verpfl ichtung mit einem Ermessensspielraum seitens der Stadt. Sonstige fi nanzielle 
Hilfen werden durch den Stadtrat beschlossen.

Beispiele hierfür sind die Sozial- und Jugendhilfe, das Wohngeld, ermäßigte Ein-
trittspreise etc.


